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Akademische Freiheit als ‚core value‘ von 
Hochschulen 
Zur Einleitung 

 
 
 
 

Akademische Freiheit gehört zu den 
‚core values‘ von Hochschulen. Sie ist 
vergleichbar mit dem Hippokratischen 
Eid für Mediziner (Scott 2014: 55f.): 
Sowohl akademische Freiheit als auch 
der Hippokratische Eid bilden zentrale 
berufsethische Referenzpunkte, die al-
lerdings nicht immer vollumfänglich 

gelten können und in komplexen Situationen begründet strapaziert wer-
den müssen. Entsprechend bleibt akademische Freiheit stets in Diskussi-
on: Trotz langer Tradition ist sie in der konkreten Auslegung umstritten – 
und wird immer wieder als bedroht erachtet.  
 

Zweimal Bologna 
 
Zur 900-Jahr-Feier der ältesten Universität versammelten sich im Jahr 
1988 Universitätspräsidenten und -rektoren in Bologna, um Grundsätze 
für ihre Institutionen zu verabschieden, „deren Beachtung es gegenwärtig 
und künftig erlauben wird, ihrer Aufgabe nachzukommen“ (Magna Char-
ta 1988). Betont wird insbesondere die notwendige Autonomie der Uni-
versitäten gegenüber politischen, wirtschaftlichen und ideologischen 
Mächten und die „Freiheit der Forschung, der Lehre und der Ausbildung“ 
als eine „Grundvoraussetzung des universitären Lebens“ (ebd.). Die 
ebenfalls in Bologna unterzeichnete europäische Hochschulreform nimmt 
in ihrem Auftaktdokument – die Bologna-Deklaration von 1999 – Bezug 
zu dieser Jubiläumsfeier, wenn sie festhält:  

„Die europäischen Hochschulen haben ihrerseits die Herausforderungen an-
genommen und eine wichtige Rolle beim Aufbau des europäischen Hoch-
schulraumes übernommen, auch auf der Grundlage der in der Magna Charta 
Universitatum von Bologna aus dem Jahre 1988 niedergelegten Grundsätze. 
Dies ist von größter Bedeutung, weil Unabhängigkeit und Autonomie der 
Universitäten gewährleisten, dass sich die Hochschul- und Forschungssyste-
me den sich wandelnden Erfordernissen, den gesellschaftlichen Anforderun-
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gen und den Fortschritten in der Wissenschaft laufend anpassen“ (Bologna-
Deklaration 1999). 

Zentral geht es bei der Bologna-Reform um die Weiterentwicklung eines 
gemeinsamen europäischen Hochschulraums und damit um die ‚Ver-
gleichbarkeit‘ der Institutionen und Studienabschlüsse. Bei der Umset-
zung der festgehaltenen Maßnahmen (zwei Hauptzyklen, Leistungspunk-
tesystem etc.) soll die Autonomie der Universitäten beachtet werden. 

„Wir verpflichten uns hiermit, diese Ziele – im Rahmen unserer institutionel-
len Kompetenzen und unter uneingeschränkter Achtung der Vielfalt der Kul-
turen, der Sprachen, der nationalen Bildungssysteme und der Autonomie der 
Universitäten – umzusetzen, um den europäischen Hochschulraum zu festi-
gen“ (Bologna-Deklaration 1999). 

Dennoch: Die Bologna-Deklaration unterscheidet sich in ihren Zielset-
zungen und Betonungen deutlich von der Magna Charta von 1988. Aka-
demische Freiheit wird zwar erwähnt, ist aber nicht mehr zentrales The-
ma. Nach Scott (2014) lässt sich dies mit der inzwischen veränderten po-
litischen Lage in Europa erklären, wo nach dem Mauerfall und dem Zu-
sammenbruch der osteuropäischen politischen Systeme andere Themen 
bedeutsam werden – auch in der Hochschulpolitik.  

Gleichwohl bleiben ‚Akademische Freiheit‘ und die damit verbunde-
ne ‚institutionelle Autonomie‘ wichtige Themen rund um den Bologna-
Prozess und prägen auch die Auseinandersetzung um ‚Universitäts-Mo-
delle‘. Insbesondere die European University Association (EUA) hat in 
verschiedenen Deklarationen ‚academic autonomy‘ unterstrichen und ihre 
Bedeutung für die erfolgreiche Entwicklung von Universitäten betont 
(www.university-autonomy.eu). Akademische Freiheit wird hier als Teil 
einer notwendigen Autonomie von Hochschulen verstanden, welche sich 
auf Organisation, Finanzen und Personal bezieht. Die von der EUA vor-
gelegten Studien untersuchen den Gestaltungsraum der Universität als In-
stitution, was beispielsweise die Auswahl der Studierenden, die Einfüh-
rung neuer Studienprogramme oder deren inhaltliche Ausrichtung be-
trifft. Mit dieser Konkretisierung nimmt die EUA auch einige Themen 
auf, welche im Zusammenhang mit der Umsetzung der Bologna-Reform 
diskutiert wurden. 

Bedeutsam in unserem Zusammenhang ist, dass akademische Freiheit 
insbesondere auch in internationalen Qualitätsstandards und Richtlinien 
der ‚European Association for Quality Assurance in Higher Education‘ 
ENQA Beachtung findet. Denn mit der Bologna-Deklaration verpflichten 
sich die Unterzeichnerstaaten auch zu einer „Förderung der europäischen 
Zusammenarbeit bei der Qualitätssicherung im Hinblick auf die Erarbei-
tung vergleichbarer Kriterien und Methoden“ (Bologna-Deklaration 1999). 
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Damit werden auch die Qualitätssysteme, die sich im Zusammenhang 
mit veränderten Universitätsmodellen und neuen Steuerungssystemen seit 
den 1980er Jahren etabliert hatten, ‚europäisiert‘. Akademische Freiheit 
wird als Hochschulstandard festgehalten, Akkreditierung wird zu ihrem 
Prüfstein. 

 

Akkreditierung als Prüfstein 
 
Auf Länderebene wird sodann spezifiziert, welche Hochschulstandards 
gelten und wie der Hochschulstatus inhaltlich bestimmt und rechtlich ge-
regelt ist. Sie verweisen auf ‚core values‘ von Hochschulen. Gehört die 
Freiheit in Lehre und Forschung dazu? Wird sie explizit als Standard ge-
nannt, wenn es um die Frage geht, was eine Hochschule als Hochschule 
auszeichnet? Eine Begutachtung der Akkreditierungsgrundlagen von 
Deutschland, Österreich und der Schweiz soll hierzu eine erste Antwort 
geben. 

Die Akkreditierungseckwerte sind in allen drei Ländern in den Hoch-
schul(rahmen)gesetzen festgeschrieben, die sich wiederum an den Grund-
rechten ausrichten. Im Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
steht in Art. 5 Abs. 3 Satz 1: „Kunst und Wissenschaft, Forschung und 
Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Treue zur 
Verfassung“. In Österreich ist die akademische Freiheit in Art. 17 des 
Staatsgrundgesetzes festgeschrieben: „Wissenschaft und ihre Lehre ist 
frei“. Und in der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft ist in Art. 20 entsprechend festgehalten: „Die Freiheit der wissen-
schaftlichen Lehre und Forschung ist gewährleistet“. Ausgehend von die-
sen ähnlichen Grundrechten wird länderspezifisch aufgezeigt, welche 
weiteren Bestimmungen leitend sind.  

 

Deutschland 

In Deutschland benötigen nur private Hochschulen eine institutionelle 
Akkreditierung, sofern sie den Status einer Hochschule anstreben. Die 
staatlichen Hochschulen sind nicht zur institutionellen Akkreditierung 
verpflichtet; dort werden Akkreditierungen von Studiengängen (Programm-
akkreditierungen) und von hochschulinternen Qualitätssicherungssyste-
men (Systemakkreditierung) durchgeführt (www.akkreditierungsrat.de). 
Ihre Akkreditierung übernehmen Agenturen, die vom Akkreditierungsrat 
zugelassen sind. Die institutionelle Akkreditierung der nichtstaatlichen 
Hochschulen hingegen übernimmt der Wissenschaftsrat (WR).  
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In seinem ‚Leitfaden der Institutionellen Akkreditierung nichtstaatli-
cher Hochschulen‘ bezeichnet der WR die akademische Freiheit als eine 
zentrale Voraussetzung für die Hochschulförmigkeit: „Lehre, Forschung 
und Kunstausübung finden unter den Bedingungen der grundgesetzlich 
garantierten Freiheit der Wissenschaft und der Kunst statt. […] Die Stu-
dier- und Lernfreiheit der Studierenden ist gewährleistet“ (WR 2015: 
10f.). Die Hochschulvoraussetzungen umschreibt er mit sieben Prüfberei-
chen, wovon sich zwei direkt auf die akademische Freiheit beziehen. Im 
Prüfbereich ‚Leitungsstruktur, Organisation und Qualitätsmanagement‘ 
ist festgehalten:  

„Leitungsstruktur und Organisation einer Hochschule müssen die grundge-
setzlich garantierte Freiheit von Kunst, Wissenschaft, Forschung und Lehre 
sicherstellen. Entscheidend dafür ist zum einen ein diese Anforderung respek-
tierendes Verhältnis zwischen der Hochschule und deren Trägereinrichtung 
und Betreiber. Zum anderen setzt die Gewährleistung akademischer Freiheits-
rechte voraus, dass die Leitungs- und Selbstverwaltungsstrukturen innerhalb 
der Hochschule so beschaffen sind, dass sich die Hochschulmitglieder ihrem 
jeweiligen Status entsprechend an den akademischen Entscheidungsprozessen 
beteiligen können. Schließlich muss die Hochschule über eine wissenschafts-
adäquate und ihren spezifischen Anforderungen genügende Organisations-
struktur sowie über ein funktionsgerechtes Qualitätsmanagement verfügen“ 
(WR 2015: 29). 

Mit Prüfkriterien wird umschrieben, wie dieser Standard konkretisiert 
wird. Beurteilt wird etwa, ob die Hochschule vor Einflüssen Dritter ge-
schützt ist, ob alle Hochschulmitglieder sich an der akademischen Selbst-
verwaltung beteiligen können, eine Trennung zwischen Hochschulleitung 
und Trägerschaft sichergestellt ist, die akademische Freiheit in den Ord-
nungen der Hochschule verankert ist oder ob das Qualitätsmanagement 
als eine strategische Aufgabe verstanden wird. Der zweite Prüfbereich 
‚Personal‘ verweist insbesondere auf die Freiheitsrechte der Professorin-
nen und Professoren:  

„Unabdingbar ist ein akademischer Kern an hinreichend qualifizierten haupt-
beruflichen Professorinnen und Professoren, die als Grundrechtsträgerinnen 
und -träger die Freiheit von Lehre, Forschung und Kunstausübung garantieren 
und durch die Übernahme wichtiger Basisaufgaben die Funktionsfähigkeit ei-
ner Hochschule sicherstellen“ (WR 2015: 31). 

Geprüft wird hier, ob genügend Professuren als Garant des akademischen 
Kerns vorhanden sind, wie sich ihre Anzahl zum Umfang der Aufgaben 
in Lehre, Forschung und Selbstverwaltung verhält, wie hoch die Anteile 
der Teilzeit- und Vollzeitprofessuren sind, ob die Einstellungsvorausset-
zungen für hauptberufliche Professorinnen und Professoren auch dem 
Anspruch der Hochschule entsprechen, wie sich ihre Arbeit in die Berei-
che Lehre und Forschung aufteilt und ob das Berufungsverfahren wissen-
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schaftsgeleitet und transparent gestaltet ist. Kurz: In Deutschland müssen 
(zumindest) nichtstaatliche Hochschulen den Beweis erbringen, die Frei-
heit von Forschung und Lehre als Institution sowohl für ihr Personal auch 
für ihre Studierenden sicherzustellen. Eine besondere Stellung kommt da-
bei den Professorinnen und Professoren zu.  
 

Österreich 

Wie in Deutschland sind es die privaten Hochschulen, die für eine Hoch-
schulzulassung eine institutionelle Akkreditierung benötigen. Zudem sind 
auch die Fachhochschulen in dieser Pflicht. Damit wird die Erfüllung der 
Akkreditierungsvoraussetzungen bescheinigt. Eine Erstakkreditierung be-
inhaltet sowohl eine institutionelle Akkreditierung als auch eine Akkredi-
tierung der einzelnen Studiengänge. In Österreich ist die Akkreditierung 
zentralisiert und wird von der Agentur für Qualitätssicherung und Akkre-
ditierung Austria (AQ Austria) ausgeführt (www.aq.ac.at).  

Für die Fachhochschulen sind in der Fachhochschul-Akkreditierungs-
verordnung neun Prüfbereiche und entsprechende Kriterien festgelegt 
(AQ 2015a). Inhaltlich dieselben Prüfbereiche und Kriterien gelten für 
private Universitäten (AQ 2015b). Hier ist lediglich ein einziger Hinweis 
auf die Wissenschaftsfreiheit (dieser Begriff wird akademischer Freiheit 
gleichgesetzt) zu finden. Im Prüfbereich ‚Organisation der Hochschule 
und ihrer Leistungen‘ lautet eines der Kriterien: „Die Organisations- und 
Entscheidungsstrukturen gewährleisten die einer Hochschule entspre-
chende Autonomie des Lehr- und Forschungspersonals“ (AQ 2015a: 8).  
 

Schweiz 

Nochmals anders gestalten sich die Akkreditierungsbestimmungen in der 
Schweiz. Eine institutionelle Akkreditierung ist seit dem 1. Januar 2015 
für jede Hochschule Pflicht, sofern sie sich als ‚Universität‘, ‚Fachhoch-
schule‘ oder ‚Pädagogische Hochschule‘ bezeichnen möchte, Bundesbei-
träge beziehen will und eine Programmakkreditierung anstrebt (Hoch-
schulförderungs- und -koordinationsgesetz, HFKG). In den nachgelager-
ten Akkreditierungsrichtlinien des Hochschulrates werden die Vorausset-
zungen für die institutionelle Akkreditierung konkretisiert. Dazu gehört 
auch die Wissenschaftsfreiheit: „Sie [die Hochschule] gewährleistet die 
Freiheit und die Einheit von Lehre und Forschung.“ Diese Voraussetzung 
ist in einem der insgesamt 18 Qualitätsstandards aufgenommen:  

„Die Aktivitäten der Hochschule oder der anderen Institution des Hochschul-
bereichs entsprechen ihrem Typ, ihren spezifischen Merkmalen und ihren 
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strategischen Zielen. Sie beziehen sich hauptsächlich auf die Lehre, die For-
schung und die Dienstleistungen und werden gemäß dem Prinzip der Freiheit 
und Unabhängigkeit unter Einhaltung des Mandats der Hochschule oder der 
anderen Institution des Hochschulbereichs ausgeübt“ (Hochschulrat 2015: 
11). 

Abgestützt auf diesen Qualitätsstandard legt die Schweizerische Agentur 
für Akkreditierung und Qualitätssicherung (AAQ) als zentrales Akkredi-
tierungsorgan fest, nach welchen Kriterien der Standard beurteilt wird. 
Das Prinzip der Freiheit und Unabhängigkeit wird geprüft, indem etwa 
nachgewiesen werden muss, dass die Herkunft der Finanzierung transpa-
rent ist, die Ausgestaltung von Lehre und Forschung nicht in Abhängig-
keit steht von externen finanziellen Partnern, dass die finanziellen Mittel 
auf alle Tätigkeitsbereiche verteilt werden, die Hochschule selbstbe-
stimmt ihre Mitarbeitenden auswählt und führt und dass die Möglichkeit 
für Mitarbeitende besteht, Verstöße gegen den Freiheitsgrundsatz zu mel-
den ohne Risikobehaftung (vgl. AAQ 2016). 
 
In allen drei Ländern lässt sich also die Verankerung der akademischen 
Freiheit in Forschung und Lehre als Grundrecht in den nachgelagerten 
Hochschulgesetzen bis hin zu den Prüfinstrumenten der institutionellen 
Akkreditierung nachweisen. Akademische Freiheit wird als Vorausset-
zung und als Qualitätstandard in den Akkreditierungsbestimmungen der 
drei Länder genannt, sie erscheint allerdings nur als eine unter weiteren 
Prüfbereichen und -kriterien. Gemessen an ihrer Verankerung in den 
Grundrechten verliert sie ein Stück weit an Bedeutung.  

Eine nicht ganz stringente Herleitung von den Grundrechten in die 
nachgelagerten Rechtsgrundlagen und Leitfäden zeigt sich etwa in den 
unterschiedlichen Bezeichnungen und in der Akzentuierung der Freiheits-
dimensionen Lehre, Forschung und Studium. Akademische Freiheit wird 
in unterschiedliche Qualitätszusammenhänge gestellt und mit Fragen zu 
Finanzen, Personal, Strukturen, Führung, Prozessen oder Qualitätsma-
nagement verbunden. Die Akkreditierungsbestimmungen verweisen so-
mit auf eine vielschichtige Herangehensweise, wie die akademische Frei-
heit als Grundrecht und als wesentliches Hochschulmerkmal auf ihre ge-
lebte Praxis geprüft wird.  

Dass die Akkreditierungsbestimmungen selbst zum Prüfstein der aka-
demischen Freiheit werden können, verdeutlichte der jüngst erfolgte Ent-
scheid des Bundesverfassungsgerichts in Nordrhein-Westfahlen (Bundes-
verfassungsgericht, 2016). Dem Rekurs einer Hochschule hat das Gericht 
stattgegeben und ein negatives Akkreditierungsgutachten für ungültig er-
klärt. Begründet wurde das Urteil, dass zwar das Grundrecht der Wissen-
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schaftsfreiheit den Vorgaben von Qualitätssicherung durch Akkreditie-
rungsverfahren nicht entgegensteht. Wesentliche Entscheidungen aber 
wie die Festlegung von Qualitätskriterien dürfen nur durch den Gesetzge-
ber erfolgen, Akkreditierungsagenturen seien hierzu nicht berechtigt. Sie 
gehören zu den staatlich festgelegten Rahmenbedingungen.  

 

Wissenschaftliche Freiheitsgrade durch Grundfinanzierung 
 
Gestaltungsräume und Freiheitsgrade von Hochschulen sind eng mit Fi-
nanzierungsmodalitäten verbunden, dies verdeutlichen nicht zuletzt die 
genannten Akkreditierungsbestimmungen. So ist eine ausgewogene Ba-
lance von staatlichen Grundmitteln und wettbewerblich erworbenen Mit-
teln für die Sicherung guter Hochschulleistungen unabdingbar. Entspre-
chend lauten auch die Empfehlungen der Wissenschaftsräte von Deutsch-
land, Österreich und der Schweiz. Der deutsche Wissenschaftsrat spricht 
sich dezidiert für eine ausreichende Grundfinanzierung aus:  

„Nur eine angemessene Grundfinanzierung vermag Sicherheit und Langfris-
tigkeit zu gewährleisten und damit auch ‚risikoreiche‘, unkonventionelle und 
zeitaufwendige Forschung abzusichern sowie Forscherinnen und Forschern 
den Wechsel von Forschungslinien zu ermöglichen“ (WR 2011: 35).  
„Die Hochschulen sollten so finanziert werden, dass sie die Durchführung gu-
ter Forschung, Lehre, Nachwuchsförderung sowie ggf. weiterer Kernaufgaben 
wie Transfer-, Service- bzw. Infrastrukturleistungen kontinuierlich, projekt- 
und programmunabhängig leisten können“ (WR 2011: 44).  

Der österreichische Wissenschaftsrat hält in seinen Empfehlungen ent-
sprechend zur Hochschulfinanzierung, insbesondere zur Forschungsfi-
nanzierung fest, dass Drittmittel ihre Bedeutung verlieren, „wenn sie zu 
einem großen Teil der Kompensation sonst fehlender Mittel dienen und 
ihre reine Quantität schon als Ausweis wissenschaftlicher Leistungsfähig-
keit angesehen wird“ (Österreichischer Wissenschaftsrat 2014: 41). Auch 
der schweizerische Wissenschaftsrat spricht sich für ein angemessenes 
Verhältnis zwischen Grundbeiträgen und Drittmitteln aus (SWIR 2013). 

Die Wissenschaftsräte sind sich also einig, dass eine solide Grundfi-
nanzierung wesentlich zur Qualität der Hochschulen beiträgt. Nun sehen 
allerdings neue Finanzierungsmodelle vor, die Grundfinanzierung zu re-
duzieren und stärker auf externe Finanzquellen auszurichten. Drittmittel 
ergänzen dadurch nicht mehr die Grundmittel, sondern ersetzen diese zu-
nehmend. Die Hochschulen sind so stärker auf externe Geldgeber ange-
wiesen und damit dem Risiko ausgesetzt, ihr Ansehen als unabhängige 
Forschungs- und Bildungseinrichtung zu gefährden. Für die Schweiz bei-
spielsweise zeigte eine kürzlich durch das Schweizer Radio und Fernse-
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hen erstellte Recherche die Verflechtungen zwischen Universitäten und 
der Privatwirtschaft, die sich etwa in Sponsoringverträgen, Forschungs-
mandaten oder Nebenbeschäftigungen niederschlagen. Bestätigt wurden 
einige Befürchtungen, die vor wenigen Jahren zum sogenannten ‚Zürcher 
Appell‘ (2013) geführt haben. Ausgehend von den Grundfragen „Was ist 
eine Universität? Welche Funktion hat eine Universität in der Ge-
sellschaft?“ stellten die Unterzeichneten die Forderung, „dem kostbaren 
und von der Verfassung geschützten Gut der akademischen Freiheit und 
Unabhängigkeit Sorge zu tragen und das wissenschaftliche Ethos nicht 
mit problematischen Kooperationen zu gefährden“. 

Die Frage nach dem Verhältnis von Grundfinanzierung und wettbe-
werblich vergebenen Forschungsgeldern stellt sich auch bei staatlichen 
Förderinitiativen wie etwa der Exzellenzinitiative oder nationalen For-
schungsschwerpunkten. Auch hier wird angemahnt, genügend Gelder für 
die Grundfinanzierung der Hochschulen und ihrer Leistungen sicherzu-
stellen.  

Die erfolgte Fokussierung auf Finanzierungsfragen, was akademische 
Freiheit betrifft, erscheint beinahe als Antwort auf die genannten Vorbe-
halte. Sie zeigen zudem, wie drei Handlungsebenen der Wissenschafts-
freiheit zum Tragen kommen: (1) die Ebene des Staates und seiner Plicht, 
für geeignete Rahmenbedingungen einer freien Hochschulforschung und 
-lehre zu sorgen; (2) die Ebene der Hochschulen, die aufgefordert sind, 
die zugesprochenen öffentlichen Gelder entsprechend ihren Aufgaben, 
die sie im Dienst der Allgemeinheit leisten, einzusetzen und ihre Pflicht, 
freie Wissenschaft wahrzunehmen sowie (3) die Ebene der einzelnen 
Forschenden und Dozierenden, die ihre individuell verfügbaren Ressour-
cen verantwortungsvoll in ihrem Wirkungsfeld Forschung und Lehre nut-
zen sollten. 

 

Institutionelle und innere Unabhängigkeit 
 
Staatliche Hochschulen verfügen heute über eine hohe Autonomie. Sie 
sind weitgehend frei, die zugesprochenen öffentlichen Gelder entspre-
chend ihrer Aufgaben, die sie im Dienst der Allgemeinheit leisten, einzu-
setzen. Ihre Unabhängigkeit und Glaubwürdigkeit sind in diesem Zusam-
menhang zentrale Qualitätskriterien.  

Der Rechtswissenschaftler Markus Müller, einer der Erstunterzeich-
ner des ‚Zürcher Appells‘, hat die Bedeutung dieser Unabhängigkeit be-
tont und einen Vergleich mit der ‚richterlichen Unabhängigkeit‘ gezogen: 
Er unterscheidet zwischen der institutionellen und der inneren Unabhän-
gigkeit: Die ‚institutionelle Unabhängigkeit‘ wird mittels institutioneller 
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Sicherungen geschaffen (beispielsweise kein Weisungsrecht der Exekuti-
ve, Ausstandsregeln etc.). Die ‚innere Unabhängigkeit‘ der Richterinnen 
und Richter spielt sich dagegen weitgehend im Verborgenen ab, man 
kann nie restlos sicher sein, dass diese gegeben ist. „Am Ende bleibt 
nichts anderes übrig, als sich auf den Anschein zu verlassen“ (Müller 
2014: 386). Und auf die Hochschule übertragen: „Man muss von außen 
jederzeit den Eindruck gewinnen, dass tatsächlich freie Wissenschaft be-
trieben wird“ (ebd.: 386f.). Die Hochschule darf also keinen Anschein der 
Abhängigkeit erwecken.  

Dies ist sowohl ein Anspruch an die Institution als auch an jeden ein-
zelnen Wissenschaftler und jede einzelne Wissenschaftlerin. In der For-
schung entscheiden sie selbst, wie sie mit den für sie verfügbaren Res-
sourcen umgehen und welche Forschungsfragen sie hauptsächlich bear-
beiten. In der Lehre stehen die inhaltliche Schwerpunktsetzung und die 
Gestaltung der Veranstaltungen im Zentrum. Dieser Verantwortung ent-
spricht auch die Pflicht, im Austausch mit der Scientific Community die 
eigenen Entscheidungen und Tätigkeiten – und die innere Unabhängig-
keit – immer wieder zu überprüfen. Mit dem Recht auf akademischen 
Freiraum ist auch die Frage verbunden, welche Abhängigkeiten vorhan-
den sind und wie diese Abhängigkeiten das wissenschaftliche Tun beein-
flussen. Dazu gehört beispielsweise auch, sensibel mit Fragen von Be-
fangenheiten oder Nebentätigkeiten umzugehen. 

 

Die Beiträge im Überblick 
 
Akademische Freiheit gilt nicht absolut, ist aber bedeutsamer Referenz-
punkt akademischer Tätigkeit. Dies dokumentieren die Beiträge in die-
sem Band. 

Rudolf Stichweh stellt die Multiplizität der Begriffe und der Semanti-
ken akademischer Freiheit vor und rekonstruiert damit gleichzeitig eine 
Strukturgeschichte des Universitäts- und des Wissenschaftssystems. Die-
se reicht bis in die Gegenwart mit ihrer ausgeprägten Autonomieseman-
tik. 

Jan Masschelein plädiert dafür, die Universität als pädagogische 
Form zurückzufordern, also als Hochschule. Denn für ihn ist die akade-
mische Freiheit insbesondere dort gefährdet, wo sich ein Regime von Be-
griffen wie ‚Accountability‘ und ‚Impact‘ festmacht. Die Zurückforde-
rung der Universität als Schule bestehe im Versuch, mittels alter und neu-
er Techniken und Praktiken pädagogische Formen zu entwickeln, die ent-
schleunigen, wachsam und aufmerksam machen und es ermöglichen, die 
Zukunft zu gestalten. 
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Harald Mieg geht der Frage nach, wie sich die Idee der akademischen 
Freiheit mit dem Auftrag und dem Wirken der Fachhochschulen vertra-
gen. Diese kennen eine starke Berufs- und Praxisorientierung und unter-
scheiden sich auch in anderen Aspekten von Universitäten. An Fachhoch-
schulen gilt – so Mieg – akademische Freiheit als Mythos wie als Schutz-
gut – und kann als regulative Idee verstanden werden, die als solche nicht 
hochschultypenspezifisch gilt.  

Peter Tremp erörtert die These, dass Lehrexpertise das moderne 
Komplementär zur Lehrfreiheit sei. Mit der Bildungsexpansion und damit 
einher gehend veränderten gesellschaftlichen Erwartungen seien andere 
Ansprüche an die Lehre gestellt. Zwar bleibe Lehrfreiheit ‚core value‘ der 
Universität, zunehmend werde aber unter Rekurs auf hochschuldidakti-
sche Forschungen auch didaktische Expertise eingefordert. 

Ludwig Huber diskutiert Anwesenheitspflicht für Studierende unter 
rechtlicher, universitätstheoretischer oder hochschuldidaktischer Perspek-
tive. Ausgangpunkt dieser Reflexionen bildet das kürzlich in Kraft getre-
tene Landeshochschulgesetz des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen, das 
den Hochschulen verbietet, eine generelle Anwesenheitspflicht für Stu-
dierende zu verhängen. Damit, so Huber, stehe Grundsätzliches auf dem 
Spiel. 

Götz Fabry und Christian Schirlo diskutieren die akademische Frei-
heit des Lehrens und Lernens am Beispiel des Medizinstudiums. Die Stu-
diengänge der Medizin sind professionsorientiert und stehen damit im 
Spannungsfeld von bildungspolitischen und universitären sowie gesund-
heitspolitischen und berufsspezifischen Anforderungen. Die individuelle 
Lehrfreiheit der Lehrenden sei zwar – so die beiden Autoren – maximal 
eingeschränkt, doch viele dieser Einschränkungen seien notwendig. Um-
gekehrt wachsen gleichzeitig die Aufgaben und auch die Notwendigkeit 
für Lehrende, sich auf Fakultätsebene und darüber hinaus in die Gestal-
tung des Medizinstudiums aktiv einzubringen. 

Timo Becker und Sebastian Kaiser gehen in ihrem Beitrag von der 
Feststellung aus, dass sich Studiengänge zunehmen auf spezifische beruf-
liche Tätigkeiten hin ausrichten und sich damit mit den Gesetzen eines 
(Bildungs-)Marktes konfrontiert sehen, dessen Relevanz sie ansonsten 
allzu gerne in Abrede stellen. Hochschulen geraten damit auch in Wider-
spruch zu ihrem traditionellen Selbstverständnis, welches durch Autono-
mie und akademische Freiheit geprägt sei. Die beiden Autoren plädieren 
für eine Hochschulausbildung, welche „das kreative und kritische Den-
ken, die Vielseitigkeit der Gedanken, die nachdenkliche Strenge und die 
Vorstellungekraft“ ins Zentrum rücken – und damit paradoxerweise 
gleichzeitig den praktischen Nutzen vergrößern. 
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Die Ausgabe dieser Zeitschrift geht auf eine Tagung zurück, welche An-
fang Februar 2016 an der Pädagogischen Hochschule Zürich stattgefun-
den hat und von der gastgebenden Hochschule sowie der Pädagogischen 
Hochschule Bern großzügig unterstützt wurde. Wir danken der Redaktion 
der Zeitschrift für die Möglichkeit, die Gastherausgeberschaft für diese 
Ausgabe des Journals übernehmen zu dürfen. Sie haben uns dabei – ent-
sprechend dem bearbeiteten Thema – einen großen Gestaltungsraum 
übertragen und uns gleichzeitig in unkomplizierter und zuvorkommender 
Art und Weise unterstützt.  

Ein sehr herzlicher Dank geht an unsere Kollegen Hans-Jürg Keller 
und Dominik Allensbach für ihre wertvolle Hilfe und den fachlichen Rat 
sowie an Jonna Truniger und Anina Bochsler für Übersetzungs-, Lekto-
rats- und Transkriptionsarbeiten. Vor allem aber dürfen wir uns bei allen 
Autoren bedanken: Sie haben mit ihren Beiträgen diese Ausgabe über-
haupt erst möglich gemacht. 
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